
Die Überdehnung eines Begriffs – die 
Strategie aus Unternehmersicht

Von Christoph Zschocke
Junge Unternehmer kennen ihre Mitverantwor-
tung, die natürlichen Lebensgrundlagen und eine 
faire Ressourcenausstattung für kommende Gene-
rationen zu bewahren. In diesem Sinne hat sich 
der Bund Junger Unternehmer seit Jahren für eine 
nachhaltige Entwicklung eingesetzt, insbesondere 
im Blick auf eine erhöhte Ressourcenproduktivität 
in den Unternehmen, einen verbesserten Kli-
maschutz und eine ökologische Steuerreform. 
Auch haben wir Vorschläge unterbreitet, wie das 
Nachhaltigkeitsprinzip auf andere Politikfelder 
übertragen werden kann: kapitalgedeckte Sozial-
versicherungen, Rückführung der Staatsverschul-
dung, Vorrang für Bildung und Wissenschaft.
Inzwischen hat der Nachhaltigkeitsbegriff aber eine 
bedenkliche Bedeutungsausweitung erfahren, ja 
manchmal ist er zu einer Beschwörungsformel de-
generiert, die je nach Interessenlage mit verschie-
densten Bedeutungen angefüllt werden kann. Dies ist 
im vorliegenden Entwurf der Fall. Der Begriff ist hier 
mutiert zu einer Generalformel für die traditionellen 
Anliegen sozialdemokratischer Parteiprogrammatik, 
was nicht ausschließt, dass im Einzelnen – nament-

lich im Umweltteil – auch viel Richtiges zu finden ist. 
Mit Recht wird etwa darauf hingewiesen, dass eine 
Wirtschafts- und Sozialpolitik auf Kosten der kom-
menden Generationen, „auf Pump“, die Substanz 
einer Volkswirtschaft verzehrt. 
Aber was wird nicht sonst noch unter dem Thema 
Nachhaltigkeit subsumiert: Das Thema Kriminali-
tätsbekämpfung (nicht etwa Umweltkriminalität), 
der internationale Terrorismus, die Arbeitslosig-
keit, Fragen der Schul- und Hochschul
organisation, die Frauenförderung, die Förderung 
demokratischer Prozesse (auch innerhalb der 
Unternehmen), usw. 
Dies alles wird im Sinne traditioneller Sozialde-
mokratie behandelt: für mehr Gleichheit, Solida-
rität, Demokratisierung. Es wird der überkom-
mene Wohlfahrtsstaat als Beitrag zur Nachhaltig-
keit verstanden, wenn auch beiläufig die 
Notwendigkeit von mehr Selbstinitiative zuge-
standen wird („aktivierender Sozialstaat“). 
Selbst das Umlageverfahren in den Sozialversi-
cherungen – das von der Hand in den Mund 
leben – wird als nachhaltig verstanden!
Die fehlende Effizienz unserer staatlich überregu-
lierten Bildungswirtschaft – also die Verschwen-
dung von Ressourcen bei mangelnder Qualität – 
wird kaum kritisiert. Abgesehen von vorsichtigen 

Äußerungen über mehr Wettbewerb und Autono-
mie der Hochschulen verhält sich dieses Papier 
zum Bildungswesen konservativ. 
Die geplante Rückführung der Nettoneuverschul-
dung auf Null ist gewiss zu begrüßen – aber mit 
dieser Programmatik (z.T. neue Sozialpro-
gramme) lässt sie sich nicht erreichen. 
Schließen wir positiv: Im ökologischen Teil ist 
anzuerkennen, dass es keine Vorbehalte gegen 
marktwirtschaftlich organisierten Umweltschutz 
gibt. Auch werden die vielen freiwilligen Initiati-
ven von Unternehmen hervorgehoben. Insgesamt 
ist aber zu fürchten, dass der beträchtliche Auf-
wand ohne große Wirkung verpuffen wird. Um-
fangreiche Papiere solcher Art (ca. 270 Seiten) 
stehen auf Kriegsfuß mit dem Wirtschaftlich-
keitsprinzip – und verstoßen insoweit selbst 
gegen das Prinzip der Nachhaltigkeit. 
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Rio+10 – nur Schaufenster  
nationaler Nachhaltigkeit?

Von Achim Brunnengräber
Die Bundesregierung hat aus der Rio-Konferenz 
von 1992 ihre Lehren gezogen. Rio+10 wird 
nicht als rein staatliches, sondern als breites 
gesellschaftliches Projekt angesehen. Die Zivil-
gesellschaft soll intensiv in den Vorbereitungs-
prozess eingebunden werden. Der neue Politi-
kansatz trug allerdings kaum Früchte. Die Er-
gebnisse des öffentlichen Dialogs werden im 
Entwurf der Nachhaltigkeitsstrategie auf ganzen 
sechs Seiten nach Akteuren sortiert aufgelistet, 
ohne dass sie systematisch in den Bericht inte-
griert worden wären. Das Papier liest sich über 
weite Strecken als Regierungsprogramm – und 
das soll es auch sein: „Nachhaltigkeit ist der 
rote Faden, der sich durch alle Bereiche unserer 
Reformpolitik zieht...“, so Hans Martin Bury, der 
Vorsitzende des Green Cabinet.
Der „deutsche Beitrag zur Rio-Folgekonferenz“ 
ist dabei nur mäßig mit internationalen Proble-
men verknüpft. So finden sich bei der Liste der 
Indikatoren lediglich drei, die eine unmittelbare 
internationale Dimension aufweisen: Einfuhren 

der EU aus Entwicklungsländern, öffentliche und 
private Entwicklungsausgaben und Emissionen 
der sechs Treibhausgase des Kyoto-Protokolls. 
Der Anspruch, den Entwicklungsländern den un-
gehinderten Zugang zu den Märkten der Industri-
eländer zu gewährleisten, ist zwar ehrenwert. Das 
Treffen der Welthandelsorganisation Ende letzten 
Jahres (vgl. auch die Nachricht auf S. 2) kann 
allerdings kaum als der Beginn einer „Entwick-
lungsrunde“ gewertet werden. Es bleibt auch un-
klar, wie die weitere Liberalisierung des Welt-
marktes ökologisch nachhaltig gestaltet werden 
soll. Auch der zweite globale Indikator vermag 
kaum zu überzeugen: Da wird – wie schon seit 
den 1970er Jahren – konstatiert, dass 0,7 Prozent 
des Bruttonationaleinkommens für öffentliche 
und private Ausgaben für Entwicklungszusam-
menarbeit ausgegeben werden müssten. Im Trend 
aber sind sie rückläufig. 2000 betrugen sie gera-
de noch 0,27 Prozent. Eine Diskussion von Nach-
haltigkeitskriterien fehlt zudem.
Da wäre noch die Forderung – etwa von WBGU 
und Nachhaltigkeitsrat – nach einer Weltumwelt-
organisation. Im Entwurf wird zurückgerudert: 
Allenfalls die Aufwertung des Umweltprogramms 
der Vereinten Nationen wird als politisch durch-

setzbar betrachtet. „Internationale Verantwor-
tung“ will die Bundesregierung aber auf jeden 
Fall übernehmen. Angesichts der Interventionen 
der sogenannten Staatengemeinschaft in den Kri-
senregionen dieser Welt wird der Begriff nun aber 
völlig inhaltsleer. Kriege sind nun einmal nicht 
nachhaltig führbar.
Allem Anschein nach hat die Nachhaltigkeitsstrate-
gie ein ganz anderes Ziel. Sie wird zu einer Öffent-
lichkeitskampagne, durch die die rot-grünen „Re-
formen“ sozial-ökologisch geschickt vermarktet 
werden sollen. Sie dürfte vor allem auf der partizi-
pativen Ebene Erfolg haben (Stichwort „symbo-
lische Politik“), neue inhaltliche Maßstäbe werden 
dadurch nicht gesetzt. Das wird auch gar nicht ge-
wünscht. Rio+10 ist nur ein kleiner Aspekt der viel 
umfangreicheren Wahlkampfstrategie der Bundes-
regierung. Denn wohlgemerkt: Erst geht’s auf den 
Gipfel, dann in die Wahllokale. ▲
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